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Titel: Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses gemäß § 72a Bundeskinderschutzgesetz für 

in der Jugendarbeit Tätige 
Stichwörter: Bundeskinderschutzgesetz; Kindeswohlgefährdung; Prävention 
Anlagen: 7 
 

 

I Vorbemerkung: 
 
Ausgangspunkt dieser Rundverfügung ist der § 72a des Sozialgesetzbuches VIII:  
 
Danach dürfen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe (z.B. Jugendämter, Landesjugendämter) keine 
Personen für die Wahrnehmung der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe beschäftigen oder vermitteln die 
wegen einer in § 72 a SGB VIII benannten einschlägigen Straftaten rechtskräftig verurteilt wurden. Die in § 
72 a benannten Straftaten betreffen überwiegend – aber nicht ausschließlich - das Sexualstrafrecht.  
 
Zur Sicherstellung dieses Zweckes sollen sich die Träger der öffentlichen Jugendhilfe von den betroffenen 
Personen bei der Einstellung und in regelmäßigen Abständen ein Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 und § 
30a Abs. 1 des Bundeszentralregistergesetzes (nachfolgend „erweitertes Führungszeugnis“) vorlegen lassen. 
Das erweiterte Führungszeugnis enthält auch Eintragungen rechtskräftiger Verurteilungen von weniger als 
90 Tagessätzen. 
 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe 
(z.B. in unserem Fall der THW Jugend e.V.) sicherstellen, dass auch diese keine einschlägig vorbestraften 
Personen haupt-, neben- oder ehrenamtlich mit den Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe betrauen. 
(Zu den Einzelheiten vgl. bitte den Wortlaut des anliegend beigefügten § 72 a SGB VIII). 
 

II Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben in der Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk 
 
1. 
Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk ist weder öffentlicher, noch freier Träger der Jugendhilfe und 
somit vom Anwendungsbereich des § 72 a SGB VIII nicht unmittelbar erfasst. Gleichwohl treffen Sinn und 
Zweck der Regelung des § 72 a SGB VIII (Schutz der anvertrauten Kinder- und Jugendlichen, Beruhigung 
der Erziehungsberechtigten bei der außerhäuslichen Kinder- und Jugendbetreuung) ebenso zu. 
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Zwischen der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk und der THW Jugend e.V. besteht daher Einvernehmen, 
dass die Vorgaben des § 72 a SGB VIII sowohl in der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, wie auch in der 
THW Jugend e.V. umgesetzt werden. 
 
2. 
Die Ortsbeauftragte/ der Ortsbeauftragte stellt gemeinsam mit der Ortsjugendleiterin/ dem 
Ortsjugendleiter der THW Jugend e.V. für den Ortsverband fest, welche Helferin/ welcher Helfer in der 
Jugendarbeit tätig sind und beurteilt gemeinschaftlich die Notwendigkeit der Einsichtnahme in das 
erweiterte Führungszeugnis (wird dabei Hilfe benötigt, unterstützen die Regionalstellen). Der benannte 
Personenkreis wendet sich an die für sie zuständige örtliche Meldebehörde und beantragt ein erweitertes 
Führungszeugnis. 
Hierzu erhalten Sie zuvor von der/dem zuständigen Ortsbeauftragten ein Formular ausgehändigt in dem 
bestätigt wird, dass die Voraussetzungen zur Beantragung eines erweiterten Führungszeugnisses vorliegen. 
 
3. 
Für die Erteilung eines erweiterten Führungszeugnisses sind grundsätzlich 13.- Euro zu zahlen. 
Mit der Antragstellung stellen die betroffenen Personen zugleich den Antrag auf die Erhebung der Kosten 
aus Billigkeitsgründen zu verzichten. 
Sollte die Meldebehörde dem Kostenbefreiungsantrag nicht entsprechen, erhalten die betroffenen 
Personen die verauslagten Kosten aus den Selbstbewirtschaftungsmitteln ihres Ortsverbandes ersetzt. 
 
4. 
Das erweiterte Führungszeugnis ist grundsätzlich persönlich zu beantragen und kann nicht von den 
Dienststellen der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk beantragt werden. Die / der Betroffene legt das 
Führungszeugnis der/dem Ortsbeauftragten zur Einsichtnahme vor.  
Sofern regional verfügbar, kann die Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis auch bei der 
Wohnsitzgemeinde oder beim Kreisjugendamt erfolgen. Nach Einsichtnahme stellen diese eine 
Bescheinigung (Unbedenklichkeitsbescheinigung) aus. Nach Einsichtnahme ist diese Bescheinigung dann 
der/dem Ortsbeauftragten vorzulegen. Es gelten für die Beantragung und Wiedervorlage der 
Unbedenklichkeitsbescheinigung ebenso die in Abs. 6 und 7 genannten Fristen. 
 
5. 
Von den eingesehenen Daten dürfen in THWin nur das Datum der Einsichtnahme, der Erinnerung und das 
Datum der Wiedervorlage erfasst werden. Die Information ob die betroffene Person wegen einer in § 72a 
SGB VIII genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist, kann nur durch das Aberkennen der 
Qualifikation sowie durch ein Kontaktverbot zur Jugendgruppe erfolgen. 
Die erhobenen Daten dürfen nur gespeichert, verändert oder genutzt werden, soweit dies zum Ausschluss 
der Person von einer Tätigkeit die Anlass zur Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, 
erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, 
wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit in der Kinder- und Jugendarbeit der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens drei Monate nach der 
Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. Das vorgelegte erweiterte Führungszeugnis ist ausdrücklich 
nicht zu kopieren oder zu den Akten zu nehmen. 
 
6. 
Die Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses ist in der Regel im Abstand von jeweils drei Jahren 
entsprechend zu wiederholen. Liegt aufgrund einer regionalen Vereinbarung zwischen öffentlichem und 
freiem Träger der Jugendarbeit eine kürzere Frist zur Wiedervorlage des Führungszeugnisses vor, ist diese 
entsprechend einzuhalten. 
Die Feststellung des Personenkreises für welchen die Vorlage eines Führungszeugnisses erforderlich ist, ist 
nach Lage regelmäßig zu unternehmen, z.B. wenn eine Helferin / ein Helfer Tätigkeiten in der Jugendarbeit 
aufnimmt. Bei Verdachtsmomenten hinsichtlich einer Verurteilung zu einer in § 72 a SGB VIII genannten 
Straftaten ist das erweiterte Führungszeugnis früher einzuholen. 
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7. 
Helferinnen/ Helfer die bereits in der Jugendarbeit tätig sind, beantragen so schnell wie möglich nach dem 
oben dargestellten Verfahren bei der für sie zuständigen Meldebehörde das erweiterte Führungszeugnis 
und legen dies der/dem Ortsbeauftragten binnen drei Monaten zur beschriebenen Prüfung und weiteren 
Verwendung vor. Das Ausstellungsdatum des Führungszeugnisses darf bei Vorlage nicht älter als 3 Monate 
sein. 
Wird das erweiterte Führungszeugnis in diesem Zeitraum nicht vorgelegt, ruht die Qualifikation zur 
Durchführung von Jugendarbeit bis eine Vorlage erfolgt. 
 
8. 
Die Einsichtnahme in Führungszeugnisse ersetzt nicht die weitergehende Vorsorge gegen Kindeswohl-
gefährdungen. 
 
9. 
Für alle Helferinnen/ alle Helfer ist im Falle einer Eintragung im Sinne des § 72 a SGB VIII sicherzustellen, 
dass kein Kontakt zur Jugendgruppe mehr erfolgt. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass im Falle 
einer Eintragung im Sinne des § 72 a SGB VIII die/der Ortsbeauftragte die Betroffene/ den Betroffenen 
sofort von der Funktion der Jugendbetreuerin/ des Jugendbetreuers abzuberufen hat. 
Die THW Jugend e.V. stellt diese Regelung entsprechend für ihren Verfügungsbereich sicher. 
 
 
 
Im Auftrag 
gez.  
 
Bröckmann 
Abteilungsleitung Ehrenamt und Ausbildung 
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Anlage 2 

Schaubild und Matrix – Unterstützungsinstrumente zur Auswahl ei-

nes vorzeigepflichtigen Personenkreises in einem OV 

 

Zur Feststellung des Personenkreises, wer ein erweitertes FZ vorlegen muss, kann 

zur Grundlage das Schaubild oder die beiliegende Matrix angewendet werden.  

Das Schaubild dient bei einem Gespräch zwischen der / dem Ortbeauftragten und 

der Ortsjugendleiterin/ dem Ortsjugendleiter zur Festlegung, welche Helferin/ welcher 

Helfer ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen müssen. Das Ergebnis muss 

schriftlich dokumentiert und archiviert werden. 

Die Matrix kann ebenso Grundlage zur Festlegung des Personenkreises sein, welche 

Helferin/ welcher Helfer ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen muss. Die Doku-

mentation ergibt sich aus den Eintragungen in die Matrix. Zur Archivierung ist ein 

Ausdruck der Bewertung ausreichend. 

Die Bewertung, welche Helferin/ welcher Helfer ein erweitertes Führungszeugnis 

vorzulegen, muss nach Bedarf, z. B. bei Änderungen der Tätigkeiten, wiederholt bzw. 

aktualisiert werden. 
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Anlage 3 

Eintragung der Kontrolle „Erweitertes Führungszeugnis über Be-
rechtigungen in THWin 

 

Handlungsanleitung 

(1) Die/ der OB kann aus THWin das Formblatt zur Beantragung des erweiterten 

Führungszeugnisses inklusive Antrag Gebührenbefreiung ausdrucken und der 

Helferin / dem Helfer aushändigen. Das Formular enthält ein Standardanschrei-

ben mit dem Datensatz der Helferin/ des Helfers an die örtlich zuständige Melde-

behörde. Das erweiterte Führungszeugnis wird durch das Bundesamt für Justiz 

ausgestellt und der Antragstellerin/ dem Antragsteller unmittelbar übersendet.  

 

(2) Nach Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses durch die Helferin/ den Helfer 

bei der/ dem Ortsbeauftragten darf nur die Einsicht sowie das Datum in der Hel-

ferverwaltung von THWin mithilfe eines Berechtigungseintrages vermerkt wer-

den.  

 

(3) Enthält das erweiterte Führungszeugnis Einträge, die den gesetzlichen Regelun-

gen entgegenstehen, erfolgt keine Eintragung der Berechtigung in THWin. Eine 

bereits eingetragene Berechtigung darf nicht verlängert werden. Diese Eintra-

gung muss dann umgehend aus der Berechtigungsübersicht der Helferin/ des 

Helfers  gelöscht werden.  

 

(4) Im Regelfall erfolgt eine automatische Aufforderung zur Wiedervorlage des er-

weiterten Führungszeugnisses 3 Monate vor Ablauf des 3-jährigen Gültigkeits-

zeitraumes der Berechtigung. Sind örtlich frühere Wiedervorlagen erforderlich, 

muss das Enddatum händisch abgeändert werden, so dass auch eine frühere 

Signalisierung bereits nach ein bis zwei Jahren erfolgen kann. 
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Ablaufschema zur  Eintragungen in THWin 
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Auszug Handlungsanweisung Nachweis erweitertes Führungs-
zeugnis 

(3.7.1.1) Nachweis erweitertes Führungszeugnis (§ 30a Abs.2 BZRG“) 

Nach Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses durch die Helferin/ den Helfer bei 
der/ dem Ortsbeauftragten wird der Nachweis der positiven Einsichtnahme in Form 
eines zusätzlichen Berechtigungseintrages „Nachweis erw. Führungszeugnis (§ 30a 
Abs.2 BZRG)“ in THWin hinterlegt.  
 
Die Berechtigung hat ab dem Tag ihrer Eintragung einen Gültigkeitszeitraum von 3 
Jahren. Ein Ablauf dieses Zeitraums wird dem Anwender in der Aufgabenübersicht 
von THWin automatisch 3 Monate vor Ablauf des Enddatums angezeigt. 
 
Durch Klicken des Neu-Buttons (1) kann im Tab „Berechtigungen“ in der Helferver-
waltung ein neuer Eintrag angelegt werden. Hierfür muss zunächst die Art der Be-
rechtigung (2) ausgewählt und das Datum der Einsichtnahme (3) eingetragen wer-
den. 
 

 

Nach Eintragung des Datums der Einsichtnahme errechnet THWin automatisch das 
Enddatum des 3-jährigen Gültigkeitszeitraumes und den Stichtag der Erinnerungs-
funktion. Bei diesen Eintragungen handelt es sich um programmseitige Vorbelegun-
gen, die durch die Anwenderin/ den Anwender bei Bedarf vor dem Speichern über-
schrieben werden können (z.B. verkürzter Gültigkeitszeitraum durch Vorgaben eines 
regionalen Trägers der öffentlichen Jugendarbeit). Ebenso kann das Datum der Erin-
nerungsfunktion nochmals händisch angepasst werden.  
 
Zum endgültigen Speichern des neuen Berechtigungseintrages muss noch die Her-
kunft des Nachweises (1) angegeben werden. Hierfür bietet sich „Ext.“ für externe 
Herkunft an. Durch Klicken des Speichern-Buttons (2) wird der Eintrag nun final gül-
tig gesetzt. 
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Sobald die Entscheidung getroffen wurde, dass eine Helferin/ ein Helfer das erweiter-

te Führungszeugnis vorlegen muss, sollte – um die Terminüberwachung in THWin 

nutzen zu können – eine „Dummy“-Berechtigung mit einer Gültigkeit von Null Tagen 

angelegt werden: 

 

Nach Vorlage kann über die Button „Verlängerung“ das endgültige „Gültig bis“-Datum 

eingetragen werden. 
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Automatische Überwachungsfunktion in THWin 

Wird der errechnete Stichtag der Erinnerungsfunktion erreicht, wird dieses in der 
Aufgabenübersicht von THWin als anstehende Aufgabe signalisiert. Im Falle von Be-
rechtigungseinträgen erscheint dann im Fenster der Aufgabenübersicht unter dem 
Punkt „Helferverwaltung“ – „Berechtigungslizenzen“ ein blauer Zahleneintrag. Durch 
Doppelklick darauf gelangt man direkt in das Überwachungsfenster. Hier sind noch-
mal alle anstehenden Einträge des jeweiligen Wirkungsbereiches aufgeführt. 
Diese Übersicht kann durch Auswahl der Berechtigungsart „Nachweis erw. Füh-
rungszeugnis (§ 30a Abs.2 BZRG)“ eingeschränkt werden:  
 

 

Verlängerung der Berechtigung 

Nach erneutem Vorzeigen des Führungszeugnisses kann eine automatische Verlän-
gerung des Überwachungszeitraumes angestoßen werden. Nach Betätigung des 
Buttons „Verlängerung“ aktualisiert THWin automatisch die entsprechenden Datum-
seinträge: 
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Auch bei diesen Eintragungen handelt es sich wieder um programmseitige Vorbele-
gungen, die durch den Anwender bei Bedarf vor dem Speichern überschrieben wer-
den können. Zur Vollendung der Verlängerung muss nun in einem letzten Schritt le-
diglich der Speicherbutton erneut angeklickt werden: 
 

 

Löschen der Berechtigung 

Ist die Helferin/ der Helfer nicht mehr in die Jugendarbeit eingebunden oder wird der 
Nachweis nicht mehr erbracht, kann die Berechtigung auch wieder aus ihrem/ sei-
nem Profil in THWin herausgenommen werden. Die Helferin/ der Helfer erscheint 
somit auch nicht mehr in der automatischen Aufgabenüberwachung. 
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Hierfür muss zunächst auf die zu löschende Berechtigung (1) durch Klicken in der 
Eintragungszeile angewählt werden, damit die Aktion durch Drücken des Löschen-
Buttons (2) angestoßen werden kann.  
 

 

Nun erscheint ein „X“-Symbol am Anfang der Berechtigungszeile. Mithilfe des Spei-
chern-Buttons (3) kann nun der Löschvorgang übernommen werden … 
 

 

 und die Eintragung verschwindet aus der Tab-Tabelle.   
 



 

Hier können max. 3 Zeilen weitere Infos, Bankverbindung oder Ähnliches eingefügt werden! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aufforderung zur Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses  
(§ 30 a Abs. 2 BZRG) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit bestätigen wir, die THW-Jugend Musterstadt, Straße Nr., PLZ Ort, dass Frau/Herr 
Vorname Name, wohnhaft in Straße Nr., PLZ Ort, geboren am XX.XX.XXXX in Ort gemäß  
§ 30 a Abs. 1 BZRG zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit, die in einer vergleichbaren 
Weise geeignet ist, Kontakt zu Minderjährigen aufzunehmen, ein erweitertes Führungszeugnis 
vorlegen muss. 
 
Wir bitten sie, das Dokument ausschließlich an die Meldeadresse von Frau/Herr Vorname Name 
zu schicken. 
 
Aufgrund der ehrenamtlichen Mitarbeit wird hiermit gleichzeitig die Gebührenbefreiung 
beantragt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Max Mustermann 

THW-Jugend Musterstadt  |  Musterstraße 123  |  12345 Musterstadt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

THW-Jugend Musterstadt 

Ortsjugendleiter 
Max Mustermann 

Musterstraße 123, 12345 Musterstadt 

Tel.: (01 23) 45 67 89 

Fax: (01 23) 45 67 89 

name@thw-jugend-musterstadt.de 

Ortsjugend Musterstadt 
Musterstraße 123, 12345 Musterstadt 

Tel.: (01 23) 45 67 89 

Fax: (01 23) 45 67 89 

info@thw-jugend-musterstadt.de 

www.thw-jugend-musterstadt.de 

An 

Einwohnermeldeamt Musterstadt 

_ 

4. Oktober 2021 

Musterstadt 
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Muster eines erweiterten Führungszeugnisses 
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Anlage 6 

Auszug :  Sozialgesetzbuch (SGB)  Achtes Buch (VIII) – Kinder- und 
Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes v. 26. Juni 1990, BGBl. I S. 
1163) 

 

§ 72 a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 

 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufga-

ben in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die 

rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 

181a, 182 bis 184g, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs 

verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder 

Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein 

Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregis-

tergesetzes vorlegen lassen. 

 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trä-

gern der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen ei-

ner Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 

 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Ver-

antwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straf-

tat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von 

Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, be-

treut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen 

die Träger der öffentlichen Jugendhilfe über die Tätigkeiten entscheiden, die von 

den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des 

Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme 

in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 

 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trä-

gern der freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, 

dass unter deren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, 

die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in 

Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendli-

che beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kon-

takt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der 

freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die von den in 

Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts 

dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das 

Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
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(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 

3 und 4 eingesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in ein Führungs-

zeugnis genommen wurde, das Datum des Führungszeugnisses und die Informa-

tion erheben, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer Straf-

tat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger der öffentli-

chen und freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenen Daten nur speichern, verän-

dern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tätigkeit, die 

Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. 

Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu 

löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 

Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spä-

testens drei Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 
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Straftaten nach § 72 a Absatz 1 SGB VIII (Achtes Buch – Kinder- und 
Jugendhilfe) 

(Es handelt sich um die §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 182 bis 184g, 225, 232 bis 233a, 234, 
235 und 236 des Strafgesetzbuches) 

§ 171  Verletzung der Fürsorge- und Erziehungspflicht 

§174  Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 

§ 174a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlichen Verwahrten oder Kranken und 
Hilfsbedürftigen in Einrichtungen 

§174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung 

§174 c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Beratungs-, Behandlungs- oder Betreu-
ungsverhältnisses 

§176 Sexueller Missbrauch von Kindern 

§176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 

§176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 

§177 Sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 

§178 Sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge 

§179 Sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen 

§180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 

§180a Ausbeutung von Prostituierten 

§181a Zuhälterei 

§182 Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 

§183 Exhibitionistische Handlungen 

§183a Erregung öffentlichen Ärgernisses 

§184 Verbreitung pornographischer Schriften 

§184a Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften 

§184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften 

§184c Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften 

§184d Verbreitung pornographischer Darbietungen durch Rundfunk, Medien- und Teledienste 

§184e Veranstaltung und Besuch kinder- und jugendpornographischer Darbietungen 

§184f Ausübung der verbotenen Prostitution 

§184g Jugendgefährdende Prostitution 

§225 Misshandlung von Schutzbefohlenen 

§232 Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung 

§233  Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft 

§233a Förderung des Menschenhandels 

§234 Menschenraub 

§235 Entziehung Minderjähriger 

§236  Kinderhandel 
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